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I. Sitzungsvortrag:

Hintergründe und bisherige Entwicklung

Das vom Stadtrat am 25.10.2000 beschlossene Haushaltskonsolidierungskonzept für die Jahre 
2001 bis 2003 wurde mit Beschlüssen des Stadtrates vom 24.10.2001 und 23.10.2002 fortge-
schrieben. Grundlage des Haushaltskonsolidierungskonzeptes war folgende Auflage der Regie-
rung von Oberfranken bei der Genehmigung des Nachtragshaushaltes 2000 vom 07.08.2000:

Die Genehmigung der Kreditaufnahmen und der Verpflichtungsermächtigungen wird unter der 
Auflage erteilt, dass der Stadtrat bis 1. November 2000 ein schlüssiges Haushaltssicherungskon-
zept beschließt, das die haushaltsentlastenden Maßnahmen im Einzelnen und in ihrer Gesamtwir-
kung darstellt und innerhalb des Finanzplanungszeitraumes bis 2003 gewährleistet, dass der 
Haushaltsausgleich im Verwaltungshaushalt durch laufende Einnahmen wieder hergestellt wer-
den kann und auch angemessene Nettozuführungen (positive Differenz zwischen Pflichtzuführung 
und Istzuführung) zum Vermögenshaushalt erwirtschaftet werden können.

Aufgrund des beschlossenen Haushaltskonsolidierungskonzeptes konnte zwar eine wesentliche 
Verbesserung der städtischen Finanzen in den Haushaltsjahren 2001 bis 2003 mit 4,050 Mio. €, 
5,423 Mio. € bzw. 7,058 Mio. € erzielt werden. Das Gesamtziel, eine freie Finanzspanne im Ver-
waltungshaushalt zu erwirtschaften, konnte aber bis zum Ende des ersten Konsolidierungszeit-
raumes (= 31.12.2003) nicht erreicht werden. Nach dem Rechnungsergebnis 2003 musste im 
Haushaltsjahr 2003 vielmehr sogar eine Rückführung vom Vermögens- an den Verwaltungshaus-
halt in Höhe von 2,749 Mio. € gebucht werden, um den Verwaltungshaushalt ausgleichen zu kön-
nen. Nachdem sich diese Entwicklung bereits im Laufe des Jahres 2003 abzeichnete, hat der 
Stadtrat am 22.10.2003 beschlossen, das Haushaltskonsolidierungskonzept für das Jahr 2004 fort-
zuschreiben.

In den Haushaltsjahren 2004 und 2005 konnten zwar aufgrund der Gewerbesteuerentwicklung in 
den Rechnungsergebnissen die Pflichtzuführungen und freie Spannen erwirtschaftet werden. Al-
lerdings mussten die Überschüsse zum weit überwiegenden Teil für die vom Stadtrat beschlosse-
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ne Sonderrücklage „Haushaltsausgleich“ verwendet werden. Diese Sonderrücklage war dringend 
erforderlich, um die aus den Gewerbesteuermehreinnahmen resultierenden Verschlechterungen 
der Verwaltungshaushalte 2006 und 2007 (Einnahmeminderungen bei den Schlüsselzuweisungen, 
Ausgabemehrungen bei der Bezirks- und der Krankenhausumlage) ausgleichen zu können.

Bei den Rechnungsergebnissen der Jahre 2006 bis 2021 konnten positive „freie Spannen“ in un-
terschiedlicher Höhe erwirtschaftet werden, die zur Stärkung der Eigenmittel bei den Investiti-
onsmaßnahmen verwendet wurden.

Für den Haushaltsausgleich 2022 war eine weitere Rücklagenentnahme für den Verwaltungs-
haushalt in Höhe von 19,9 Mio. € notwendig. Aufgrund der globalen Krisen und der gesamtwirt-
schaftlichen Lage hat sich die Finanzlage allgemein massiv verschärft. Gesetzliche Regelungen 
führen zu erheblichen Mehrbelastungen bei den Kommunen. Gleichzeitig schafft der Gesetzgeber 
neue oder erweiterte Aufgaben sowie steigende Standards bei der Aufgabenerfüllung, die nur mit 
zusätzlichem Personal zu bewältigen sind (z. B. Wohngeldreform, Bürgergeld, Betreuungsrechts-
reform, Kinder- und Jugendstärkungsgesetz etc.). Die Stadt Bamberg befindet sich zunehmend in 
einem Spannungsverhältnis zwischen der ordnungsgemäßen Leistungserfüllung ihrer Pflichtauf-
gaben und der geforderten Personalkostenkonsolidierung. 

Grundsätzliche Notwendigkeit der Fortsetzung der Haushaltskonsolidierung

Ob im Haushaltsjahr 2023 ein Haushaltsausgleich mit Pflichtzuführung erreicht werden kann, 
wird sich erst im laufenden Aufstellungsverfahren zeigen. Nach Erfassung aller Meldungen der 
Fachämter bestehen Deckungslücken im Verwaltungshaushalt in Höhe von 23,727 Mio. € und im 
Vermögenshaushalt in Höhe von 48,270 Mio. € (siehe Anlage). Wie auch im Haushaltsjahr 2022 
(vgl. dazu Beschluss des Stadtrates vom 27.10.2021 – VO/2021/4766-20) ist es deshalb zwingend 
erforderlich, das bisherige Haushaltskonsolidierungskonzept fortzuschreiben. Ein teilweiser Ver-
zicht auf bisher durchgeführte Haushaltskonsolidierungsmaßnahmen würde für den Haushaltsplan 
2023 nicht schließbare Deckungslücken verursachen. 

Darüber hinaus hat die Regierung von Oberfranken die Haushaltssatzung 2022 nur unter der fol-
genden Auflage genehmigt: 
„Das vorgelegte Haushaltskonsolidierungskonzept ist fortzuschreiben und umzusetzen. Konsoli-
dierungsmaßnahmen sind mit Nachdruck fortzusetzen. Der Verwaltungshaushalt ist zu stärken, 
um die Zuführung vom Vermögens- an den Verwaltungshaushalt deutlich zu reduzieren.“

Vorschläge für die Fortschreibung der Haushaltskonsolidierung im Jahr 2023

a) Personalkosten:
- Umsetzung einer strikten Stellenplanbewirtschaftung insbesondere durch Nichtbeset-

zung und Einziehen von Planstellen;
- Beibehaltung der Wiederbesetzungssperre für freiwerdende Planstellen;
- Erstellung und strikte Umsetzung eines Personalkostenkonsolidierungskonzeptes wie 

von der Regierung von Oberfranken gefordert. 

b) Beeinflussbare Sachkosten:
- Generelle Obergrenze für die Veranschlagung: Ansätze 2022;
- Optimierung der Fahrzeughaltung durch ein zentrales Fuhrparkmanagement. 

c) Freiwillige Leistungen:
- Generelle Obergrenze für die Veranschlagung: Ansätze 2022;
- Die rein freiwilligen Leistungen werden kritisch geprüft und eine Verringerung wird 

weiter umgesetzt.
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d) Prüfung der Ausschöpfungspotentiale sämtlicher Einnahmemöglichkeiten
- Insbesondere bei der Bewirtschaftung des städtischen Grundstücksvermögens sowie in 

den Gebührenhaushalten;
- Konsequente Parkraumbewirtschaftung;
- Anhebung der Verwaltungskosten und Gebühren innerhalb des gesetzlichen Kosten-

rahmens.

II. Beschlussantrag:

1. Vom Bericht der Verwaltung wird Kenntnis genommen.

2. Der Finanzsenat empfiehlt dem Stadtrat folgende Beschlussfassung:

Das Haushaltskonsolidierungskonzept wird gemäß der Ziffer I fortgeschrieben.

III. Finanzielle Auswirkungen:

Der unter II. empfohlene Beschlussantrag verursacht 

X 1. keine Kosten 
2. Kosten in Höhe von                    , für die Deckung im laufenden Haushaltsjahr bzw. 

im geltenden Finanzplan  gegeben ist 
3. Kosten in Höhe von                    , für die keine Deckung im Haushalt gegeben ist.

Im Rahmen der vom Antrag stellenden Amt/Referat zu bewirtschaftenden Mittel 
wird folgender Deckungsvorschlag gemacht: 

4. Kosten in künftigen Haushaltsjahren:     Personalkosten:         Sachkosten:

Anlage:

Anlage: Meldungen der Fachämter zum Verwaltungs- und Vermögenshaushalt 2023

Verteiler:

Amt 20 Beschlüsse;

Amt 20 zur Haushaltsakte 2023;

Amt 20/200 zur Weiterleitung an die Regierung von Oberfranken;

Amt 20/200 zum Vorgang Haushaltskonsolidierung.

.



Haupt-

gruppe
Bezeichnung RE 2021 Ansatz 2022

Meldung

Fachämter 2023

0 Steuern, allgemeine Zuweisungen 172.032.760,45 € 143.163.800 € 154.893.800 €

davon:

Grundsteuern 14.614.520,64 € 14.330.000 € 15.220.000 €

Gewerbesteuer 50.505.195,35 € 40.670.000 € 44.810.000 €

Einkommensteueranteil 47.274.514,00 € 41.820.000 € 48.130.000 €

Umsatzsteueranteil 12.806.698,00 € 10.380.000 € 10.640.000 €

Hundesteuer 215.523,29 € 160.000 € 220.000 €

Schlüsselzuweisungen 33.541.516,00 € 26.320.000 € 26.360.000 €

sonstige Steuern und Zuweisungen 13.074.793,17 € 9.483.800 € 9.513.800 €

1 Einnahmen aus Verwaltung und Betrieb 79.203.887,10 € 86.729.230 € 90.129.060 €

davon:

Gebühren u. ähnl. Entgelte, zweckgeb. Abgaben 7.426.555,78 € 8.360.393 € 7.919.685 €

Einnahmen aus Verkauf, Mieten, Pachten,

sonstige Verwaltungs- und Betriebseinnahmen 11.795.496,51 € 12.736.050 € 13.323.435 €

Erstattungen Dritter 41.086.219,01 € 48.100.463 € 50.020.517 €

Zuweisungen und Zuschüsse 13.137.510,41 € 11.644.324 € 10.985.423 €

Leistungsbeteiligung Hartz IV 5.758.105,39 € 5.888.000 € 7.880.000 €

2 Sonstige Finanzeinnahmen 22.170.859,21 € 33.501.370 € 14.037.450 €

davon:

Zinsen 1.534.816,11 € 403.645 € 441.375 €

Gewinnanteile von wirtschaftlichen Unternehmen

und aus Beteiligungen, Konzessionsabgaben 8.681.113,55 € 6.513.710 € 6.182.700 €

Ersatz von sozialen Leistungen 751.537,18 € 899.665 € 986.675 €

weitere Finanzeinnahmen 3.271.458,28 € 261.550 € 258.200 €

Kalkulatorische Einnahmen 5.941.529,72 € 5.554.500 € 6.168.500 €

Zuführung vom Vermögenshaushalt 1.990.404,37 € 19.868.300 € 0 €

S Summe Einnahmen 273.407.506,76 € 263.394.400 € 259.060.310 €

Verwaltungshaushalt 2023

x66251
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Haupt-

gruppe
Bezeichnung RE 2021 Ansatz 2022

Meldung

Fachämter 2023

4 Personalausgaben 81.222.917,97 € 83.325.000 € 88.043.000 €

5/6 Sächlicher Verwaltungs- und Betriebsaufwand 59.037.465,09 € 65.876.892 € 76.070.542 €

davon:

Unterhalt von Grundstücken und beweglichem

Vermögen 10.514.701,13 € 11.130.058 € 14.251.825 €

Verwaltungs- und Betriebsausgaben 18.533.283,85 € 22.635.653 € 24.085.592 €

Steuern, Geschäftsausgaben, Versicherungen u.a. 11.463.408,64 € 12.842.071 € 14.503.620 €

Erstattungen an Dritte 3.738.688,37 € 3.671.610 € 4.018.005 €

Kalkulatorische Kosten 5.941.529,72 € 5.554.500 € 6.168.500 €

Leistungen Hartz IV 8.845.853,38 € 10.043.000 € 13.043.000 €

7 Zuweisungen und Zuschüsse 63.001.333,17 € 71.762.398 € 75.891.445 €

davon:

Zuweisungen und Zuschüsse an Dritte 42.026.738,48 € 45.817.428 € 47.197.230 €

Leistungen der Sozial-, Jugendhilfe u.a. 20.974.594,69 € 25.944.970 € 28.694.215 €

8 Sonstige Finanzausgaben 70.145.790,53 € 42.430.110 € 42.782.150 €

davon:

Zinsen 267.268,25 € 2.195.460 € 2.831.060 €

Gewerbesteuerumlage 3.901.009,00 € 6.100.500 € 6.720.000 €

Bezirksumlage 19.633.511,00 € 22.800.000 € 23.600.000 €

weitere Finanzausgaben 5.035.292,25 € 3.606.000 € 3.428.000 €

Deckungsreserven 0,00 € 575.450 € 575.450 €

Zuführung zum Vermögenshaushalt 41.308.710,03 € 7.152.700 € 5.627.640 €

S Summe Ausgaben 273.407.506,76 € 263.394.400 € 282.787.137 €

prognostiziertes Defizit im Verwaltungshaushalt - € - € 23.726.827 €



Haupt-

gruppe
Bezeichnung RE 2021 Ansatz 2022

Meldung

Fachämter 2023

3 Einnahmen des Vermögenshaushaltes

davon:

30 Zuführung vom Verwaltungshaushalt 41.308.710,03 € 7.152.700 € 5.627.640 €

31 Entnahmen aus Rücklagen 5.535.381,98 € 26.784.485 € 3.905 €

32 Rückflüsse von Darlehen 728.082,43 € 115.900 € 113.700 €

33, 34 Veräußerungserlöse 5.904.877,13 € 7.250.500 € 9.850.500 €

35 Beiträge und ähnliche Entgelte 971.907,33 € 350.000 € 360.900 €

36 Zuweisungen und Zuschüsse für Investitionen 25.220.004,45 € 76.453.415 € 1.600.000 €

37 Einnahmen aus Krediten 1.000.000,00 € 52.313.000 € 2.450.000 €

S Summe Einnahmen 80.668.963,35 € 170.420.000 € 20.006.645 €

9 Ausgaben des Vermögenshaushaltes

davon:

90 Zuführung zum Verwaltungshaushalt 1.990.404,37 € 19.868.300 € - €

91 Zuführungen an Rücklagen 36.609.119,98 € 9.480 € 14.890 €

93 Vermögenserwerb 12.789.584,87 € 25.803.677 € 11.555.500 €

94-96 Baumaßnahmen 19.480.766,35 € 102.784.963 € 40.600.562 €

97 Tilgung von Krediten 2.073.160,45 € 8.835.000 € 5.401.000 €

98 Zuweisungen und Zuschüsse für Investitionen 7.725.927,33 € 13.118.580 € 10.704.850 €

S Summe Ausgaben 80.668.963,35 € 170.420.000 € 68.276.802 €

prognostiziertes Defizit im Vermögenshaushalt - € - € 48.270.157 €

Vermögenshaushalt 2023
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